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Neues BFH-Urteil zu Art. 1 Abs. 7 DBA-
USA 
Transparente US-amerikanische S-Corporation kann Schachtelprivileg in 
Anspruch nehmen. Erstattungspraxis noch fraglich. 
In einem aktuellen Urteil hat sich der BFH erstmals mit Art. 1 Abs. 7 des 
neuen, seit 2008 geltenden Doppelbesteuerungsabkommens mit den USA 
(DBA-USA) befasst (Az. I R 48/12). Im Mittelpunkt der Entscheidung steht der 
Qualifikationskonflikt zwischen deutschem und US-amerikanischem 
Steuerrecht bei sog. S-Corporations, d.h. US-amerikanischen 
Kapitalgesellschaften, die in den USA zu einer transparenten Besteuerung 
optiert haben und daher dort nicht körperschaftsteuerpflichtig sind. Die 
Einkünfte der Gesellschaft werden in den USA nicht auf Ebene der 
Gesellschaft, sondern bei ihren Gesellschaftern besteuert. Die deutsche 
Steuerrechtsordnung hingegen kennt eine transparente Besteuerung von 
Körperschaften grundsätzlich nicht. Dieser Qualifikationskonflikt ist im Hinblick 
auf die Anwendbarkeit des DBA-USA problematisch: Verschiedene 
Regelungen setzen die Ansässigkeit der Gesellschaft in einem der 
Vertragsstaaten voraus. Nach der abkommensrechtlichen Definition der 
Ansässigkeit ist hierzu die originäre Steuerpflicht in einem der 
Abkommensstaaten erforderlich.  

Der BFH-Entscheidung lag die Frage zugrunde, ob die Ansässigkeit der S-
Corporation in den USA über die Regelung des Art. 1 Abs. 7 DBA-USA fingiert 
werden kann. Danach gelten Einkünfte, die von oder über eine Person erzielt 
werden, die nach dem Recht eines der Vertragsstaaten als solche nicht 
steuerpflichtig ist, gleichwohl als von einer in einem Abkommensstaat 
ansässigen Person erzielt, soweit sie im Sinne der Steuergesetze dieses 
Staates als Einkünfte einer ansässigen Person gelten.  
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In dem der Entscheidung zugrunde liegenden Sachverhalt hielt eine 
S-Corporation 50% der Anteile an einer in Deutschland ansässigen GmbH. 
Fraglich war, in welcher Höhe die Gewinnausschüttungen der GmbH an die 
S-Corporation dem deutschen Kapitalertragsteuerabzug unterlagen. Nach den 
Regeln des Doppelbesteuerungsabkommens ist der deutsche 
Kapitalertragsteuerabzug unter gewissen Voraussetzungen auf 5 % der 
Gewinnausschüttung beschränkt (sog. Schachtelprivileg). Eine dieser 
Voraussetzungen ist die Ansässigkeit der S-Corporation in den USA. Diese 
hatte das Gericht der Vorinstanz (FG Köln, Az. 2 K 3928/09) verneint, da die 
S-Corporation selbst als transparente Gesellschaft in den USA nicht 
steuerpflichtig war.  

Der BFH widersprach der Entscheidung des FG Köln und bejahte im Ergebnis 
die Ansässigkeit der S-Corporation in den USA. Zwar könne die Ansässigkeit 
nicht über die originäre Ansässigkeitsdefinition des Art. 4 DBA-USA begründet 
werden. Allerdings werde diese über Art. 1 Abs. 7 DBA-USA fingiert: Die 
Wirkung der Vorschrift erschöpfe sich nicht darin, die hinter der S-Corporation 
stehenden Personen mit ihren aus der Gesellschaft fließenden Einkünften in 
den Abkommensschutz einzubeziehen. Vielmehr liege ihre Rechtsfolge 
zugleich in der Fiktion der Ansässigkeit der S-Corporation in den USA.  

Da der BFH auch die anderen Voraussetzungen des Schachtelprivilegs 
bejahte, hatte er über die Modalitäten des Rückzahlungsanspruchs für die im 
Wege des Quellenabzugs zu viel entrichtete Kapitalertragsteuer zu befinden. 
Für den zu entscheidenden Fall war der BFH an eine alte Fassung der 
Erstattungsvorschriften (§ 50d EStG) gebunden, wonach die S-Corporation 
selbst den Erstattungsanspruch geltend machen konnte. Seit dem 30. Juni 
2013 gilt eine neue Regelung (§ 50d Abs. 1 S. 11 EStG). Hierauf weist der 
BFH in seinem Urteil hin, ohne jedoch auf die mit dieser Vorschrift 
verbundenen Probleme einzugehen. Zu Erstattungen von nach diesem Datum 
zu viel gezahlten Kapitalertragsteuern dürften die hinter der S-Corporation 
stehenden Gesellschafter und nicht mehr die S-Corporation selbst berechtigt 
sein. Die zukünftige Erstattungspraxis des Bundeszentralamts für Steuern 
bleibt abzuwarten.  

Für die Praxis bringt die Entscheidung des BFH in einem zentralen Aspekt 
mehr Rechtssicherheit: Die prinzipielle Anwendbarkeit des Schachtelprivilegs 
auf transparente S-Corporations ist nun höchstrichterlich geklärt. Die 
Anerkennung des Schachtelprivilegs für S-Corporations dürfte auch für andere 
hybride US-Gesellschaften, etwa die Limited Liability Company, Geltung 
erlangen. In einem aktuellen Entwurf zum neuen BMF-Schreiben zur 
Anwendung der DBA auf Personengesellschaften scheint die 
Finanzverwaltung der Entscheidung zu folgen: Der Hinweis im bislang 
geltenden BMF-Schreiben, dass eine S-Corporation nicht als 
abkommensberechtigt anzusehen ist (Tz. 2.1.2), ist in dem aktuellen Entwurf 
nicht mehr enthalten. Eine zusätzliche Klarstellung zur Anwendung des BFH-
Urteils seitens der Finanzverwaltung wäre begrüßenswert. Keine Klarheit 
bringt das BFH-Urteil hingegen für die zukünftige Erstattungspraxis von im 
Wege des Quellensteuerabzugs zu viel gezahlten Kapitalertragsteuern. Die 
Geltendmachung von Erstattungsansprüchen sollte daher auch in Zukunft 
sorgfältig im Einzelfall geprüft werden.
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